
Bau- und Wohnungswesens, Streitigkeiten aus Teil­
zahlungsverträgen und Gewährleistungsansprüchen im 
Handel).

Planmäßigkeit der Rechtsprechung ist die bewußte 
Durchsetzung der objektiven Gesetzmäßigkeiten der ge­
sellschaftlichen Entwicklung. Dazu ist es erforderlich, 
daß in jedem Verfahren die Ursachen aufgedeckt wer­
den, um festzustellen, ob und wieweit dieses Verfahren 
geeignet ist, der Durchsetzung der Schwerpunktaufgaben 
zu dienen.

Erforderlich ist zur Durchsetzung der Planmäßigkeit 
auch die Ausnutzung gemeinsamer Mitgliederversamm­
lungen und Dienstbesprechungen aller Justiz- und 
Sicherheitsorgane, um die Aufgaben zu koordinieren 
und gegenseitig abzustimmen.

Zu ergänzen ist noch, daß die Planmäßigkeit der 
Rechtsprechung sowohl die Berücksichtigung der 
Schwerpunkte zur Lösung der Aufgaben des Kreises 
bzw. Bezirks zum Inhalt hat als auch die planmäßige 
Durchführung des einzelnen Verfahrens. Selbstverständ­
lich muß jedes Verfahren auf die schnelle Lösung des 
Konflikts gerichtet sein. Die Methode der Durchfüh­
rung des Verfahrens muß sich aber aus der Gesamt­
situation im Kreis bzw. Bezirk ergeben.

Durch das Gericht ist zu berücksichtigen, daß die 
Ursachen der aufgetretenen Widersprüche nicht nur im 
Nachwirken bürgerlicher Ideologien, sondern auch in 
dem Vorhandensein materieller Schwierigkeiten oder in 
mangelhafter staatlicher Leitungstätigkeit zu suchen 
sind. Häufig wirken mehrere dieser Ursachen zusammen. 
Deshalb sind auch die Methoden der Durchführung der 
Verfahren unterschiedlich. In das Verfahren müssen 
alle diejenigen einbezogen werden, die zur Aufdeckung 
und Lösung der Widersprüche beitragen können bzw. 
die Widersprüche selbst erst verursacht haben (z. B. in 
Mietstreitigkeiten: Einbeziehung der Hausgemeinschaf­
ten, Wohnungskommissionen, Abt. Wohnraumlenkung; 
oder in Streitigkeiten, die die Tätigkeit der Handels­
organe betreffen: Einbeziehung der Verkaufsstellenaus­
schüsse, HO-Beiräte, Abt. Handel und Versorgung, Stän­
dige Kommission Handel und Versorgung bzw. andere 
Staatsorgane). Notwendig ist auf alle Fälle die richtige 
Auswahl der Methoden bei der Durchführung der Ver­
fahren, wie sie sich aus der Gesamtsituation ergeben.

Ein wichtiges Mittel zur Durchsetzung der Plan­
mäßigkeit der Rechtsprechung ist neben der Mitwirkung 
des Staatsanwalts — auf die später noch eingegangen 
wird — auch die Tätigkeit der Rechtsantragsstelle und 
der Rechtsauskunft, weil durch sie oftmals wertvolle 
Hinweise für die die Bevölkerung bewegenden Fragen 
gegeben werden.

2. Zur Durchsetzung einer planmäßigen Arbeit der 
Justizorgane ist eine ständige und enge Zusammen­
arbeit mit den örtlichen Organen der Staatsmacht not­
wendig.

Für die Zivilrechtsprechung bedeutet das, die bei der 
Durchführung der Verfahren festgestellten Hemmnisse 
in der sozialistischen Entwicklung zu analysieren und 
die Ergebnisse den anderen staatlichen Organen zu 
übermitteln, um sie in die Lage zu versetzen, mit ihren 
Mitteln diese Hemmnisse zu überwinden. Dabei müssen 
die Justizorgane eine besonders enge Verbindung mit 
den ständigen Kommissionen und dem Rat mit seinen 
Fachabteilungen halten, weil diese die ständig arbei­
tenden Organe der örtlichen Volksvertretung sind. 
Außerdem müssen die Justizorgane aktiv an den Rats­
sitzungen teilnehmen sowie zu Einzelproblemen Be­
ratungen mit den Fachabteilungen durchführen, um zu 
erreichen, daß die auf Grund der analytischen Unter­
suchung der Rechtsprechung gewonnenen Erkenntnisse 
und die hieraus gezogenen Schlußfolgerungen in den 
Entschließungen des Rates und den Beschlüssen der

Volksvertretung Berücksichtigung finden. Gerade auf 
dem Gebiet des Zivilrechts gibt es eine Reihe von An­
knüpfungspunkten, so z. B. in Fragen des Mietrechts, in 
bezug auf die örtliche Wohnraumlage, in Fragen der 
Gewährleistung und der Teilzahlung in bezug auf die 
Tätigkeit der Handelsorgane, besonders aber in Fragen 
des LPG-Rechts in bezug auf die weitere Festigung der 
sozialistischen Landwirtschaft.

Die gesellschaftliche Erziehung 
und die Einbeziehung der Werktätigen 

in die Zivilrechtsprechung
1. Die sozialistischen Organisationsformen in Brigaden 

der Produktion und im sonstigen gesellschaftlichen 
Leben bestimmen und verändern entscheidend das Be­
wußtsein. In ihnen gestalten sich die neuen Beziehungen 
der Bürger zur Gesellschaft, zum Staat und zuein­
ander. Dieser große gesellschaftliche Erziehungsprozeß 
führt in immer zunehmendem Maße dazu, daß die 
Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens, insbe­
sondere des Rechts freiwillig und bewußt eingehalten 
werden. Dieser gesamte Erziehungsprozeß wird ge­
leitet und unterstützt durch die staatlichen Organe. Die 
Justizorgane müssen die Kraft dieser sozialistischen 
Kollektive nutzen. Die Einbeziehung der Werktätigen 
in die Rechtsprechung zur Lösung der gesellschaftlichen 
Widersprüche ist die Voraussetzung für die Entwick­
lung der Gerichte zu sozialistischen Staatsorganen. 
Diese Einbeziehung beschränkt sich dabei nicht auf die 
Tätigkeit der Schöffen als völlig gleichberechtigte 
Richter, sondern umfaßt die Werktätigen in breitestem 
Maße. So wird deutlich, daß die gerichtliche Tätigkeit 
keine besondere Erziehungsaufgabe neben der gesell­
schaftlichen Erziehung zum Inhalt hat, sondern ein 
Teil der umfassenden, der sozialistischen Gesellschaft 
innewohnenden gesellschaftlichen Erziehung darstellt 
und auf dieser aufbaut.

2. Der gegenwärtige Stand der Entwicklung ermög­
licht es, Aufgaben aus dem Gebiet des Zivilrechts, die 
bisher allein von den Gerichten zu lösen waren, auf die 
gesellschaftlichen Kräfte zu übertragen. In der Praxis 
haben sich schon verschiedene Formen entwickelt, z. B. 
die Tätigkeit der Konfliktkommissionen in den Be­
trieben und der Schiedskollektive in den Wohngebieten 
der Städte und Gemeinden.

Die Teilnehmer des Lehrgangs beschäftigten sich in 
diesem Zusammenhang besonders mit den Erfahrun­
gen der Justizorgane im Kreis Stendal, die dazu über­
gegangen sind, Schiedskollektive zu bilden. Träger 
dieser Einrichtung ist die Nationale Front. Ständige 
Mitglieder der Kollektive sind ein Schöffe oder Schieds- 
mann als Vorsitzender, ein Vertreter der Wohnpartei- 
organisation der SED, ein Stadtverordneter und ein 
Vertreter des Wirkungsbereichsausschusses der Nationa­
len Front. Nicht ständige Vertreter sind eine Vertreterin 
des DFD, ein Vertreter der FDJ und der zuständige Ab­
schnittsbevollmächtigte. Die Mitglieder der Kollektive 
wurden vom jeweiligen Wirkungsbereichsausschuß be­
nannt. Bei der Bildung der Kollektive wurden die Aus­
schüsse von der Kreisleitung der SED, von den Justiz- 
organen, vom Kreisausschuß der Nationalen Front und 
dem Rat der Stadt weitgehend unterstützt. Zu den Be­
ratungen wurden auch andere Personen hinzugezogen, 
so in Jugendsachen die gesetzlichen Vertreter, Lehrer 
und die Mitarbeiter des Referats Jugendhilfe.

Die Schiedskollektive behandeln u. a.: Zivilrechts­
streitigkeiten, jedoch nur soweit der Streitwert 100 DM 
nicht überschreitet, in Ehestreitigkeiten wurden Ge­
spräche mit den Beteiligten mit dem Ziel .der Aus­
söhnung geführt.

Die Schiedskollektive behandeln nur Sachen, die bei 
Gericht noch nicht anhängig sind. Sie haben keine Ent- 
scheidungs-, sondern Schlichtungs- und Erziehungs­
funktion. Als Erziehungsmaßnahmen kommen nur frei-
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